
Nachschlagewerk: ja 
BGHZ: nein

BGB §§ 138 Cd, 242 D, 1585c

a) Der Senat hält daran fest, daß Verlobte oder Eheleute für 
den Fall der Scheidung ihrer (künftigen) Ehe auch auf 
einen Unterhaltsanspruch nach § 1570 BGB wirksam 
verzichten können (Bestätigung des Senatsurteils vom,
24. April 1985 - IVb ZR 22/84 - FamRZ 1985, 788).

b) Die Berufung auf einen Unterhaltsverzicht kann treuwidrig 
sein, solange der Unterhaltsberechtigte durch die Be­
treuung eines gemeinsamen Kindes an einer 
Erwerbstätigkeit gehindert ist und ohne Leistung von 
Unterhalt auf Sozialhilfe angewiesen wäre.

BGH, Urteil vom 28. November 1990 - XII ZR 16/90 - OLG Köln
AG Leverkusen
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Der XII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 28. November 1990 durch den 
Vorsitzenden Richter Lohmann und die Richter Portmann, 
Dr. Blumenrohr, Dr. Zysk und Nonnenkamp

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des 25. Zivil­
senats des Oberlandesgerichts Köln - Senat 
für Familiensachen - vom 19. Dezember 1989 
wird auf Kosten des Beklagten zurückgewie­
sen .

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die klagende Stadt (im folgenden Klägerin) nimmt den 
Beklagten aus übergeleitetem Recht auf Erstattung von Lei­
stungen in Anspruch, die sie als Sozialhilfeträgerin seiner 
geschiedenen Ehefrau gewährt hat. Der Beklagte beruft sich 
darauf, Unterhaltsansprüche bestünden nicht, weil ein wirk­
samer Unterhaltsverzicht vorliege.

Vor Eingehung der Ehe am 6. Dezember 1985 schloß der 
Beklagte am 22. November 1985 mit seiner späteren Ehefrau 
einen notariell beurkundeten Ehevertrag ab, in dem sie 
Gütertrennung vereinbarten und für den Fall einer Eheschei­
dung den Versorgungsausgleich ausschlossen und gegenseitig
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auf Unterhalt verzichteten. Kurz nach, der Heirat wurde am 
28. Dezember 1985 das gemeinsame Kind Dennis geboren. Die 
Ehefrau des Beklagten, deren erste im Jahre 1980 geschlos­
sene Ehe im, Juli 1985 geschieden worden war, war seinerzeit 
23 Jahre alt und ohne abgeschlossene Berufsausbildung.

Nach ihrer Trennung Anfang Dezember 1987 trafen die 
Eheleute am 18. Dezember 1987 eine privatschriftliche Ver­
einbarung, wonach u.a. die elterliche Sorge für das Kind der 
Ehefrau zustehen sollte und der gegenseitige Verzicht auf 
Unterhaltsansprüche, auch für den Fall der Not, wiederholt 
■wurde. Die Ehe wurde am 29. März 1988 geschieden.

Die Ehefrau des Beklagten erhielt seit 18. Dezember 
1987 fortlaufend Sozialhilfe. Die Klägerin leitete durch An­
zeige vom 11. Januar 1988 deren Unterhaltsansprüche gegen 
den Beklagten auf sich über. Mit der Klage machte sie diese 
in Höhe von monatlich 750 DM für die Zeit ab 1. Februar 1989 
geltend. Das Amtsgericht hat die Klage abgewiesen, weil ein 
wirksamer Unterhaltsverzicht vorliege. Auf die Berufung der 
Klägerin hat das Oberlandesgericht ihr für den Zeitraum vom 
1. Februar bis 31. Dezember 1989, auf den sie ihre Berufung 
beschränkt hat, den Betrag von 8.250 DM zugesprochen. Die 
Entscheidung ist veröffentlicht in FamRZ 1990, 634. Mit der 
- zugelassenen - Revision erstrebt der Beklagte die Wieder­
herstellung des amtsgerichtlichen Urteils.
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Entscheidunqsqründe:

Das Rechtsmittel hat keinen Erfolg.

1. Das Oberlandesgericht hat rechtsbedenkenfrei und von 
der Revision unbeanstandet angenommen, daß die geschiedene 
Ehefrau des Beklagten in dem strittigen Zeitraum vom 1. Fe­
bruar bis 31. Dezember 1989 einen Unterhaltsanspruch nach
§ 1570 BGB in Höhe von mindestens monatlich 750 DM hatte, 
sofern sie darauf nicht wirksam, verzichtet hat.

2. Sowohl den Unterhaltsverzieht vom 22. November 1985 
als auch denjenigen vom 18. Dezember 1987 hat das Oberlan­
desgericht als sittenwidrig beurteilt (§ 138 Abs. 1 BGB) und 
hierzu im wesentlichen ausgeführt: Durch einen schon vor 
Eingehung der Ehe geschlossenen Ehevertrag könne zwar grund­
sätzlich auf Unterhaltsansprüche für den Fall der Scheidung 
verzichtet werden, auch wenn der Anspruch darauf beruhe, daß 
wegen der Pflege und Erziehung gemeinschaftlicher Kinder 
eine Erwerbstätigkeit nicht erwartet werden könne (§ 1570 
BGB). Die Verzichtsabrede im Ehevertrag vom 22. November 
1985 sei jedoch nach dessen aus seinem Inhalt, Beweggrund 
und Zweck zu entnehmenden Gesamtcharakter sittenwidrig und 
damit nichtig. Seinerzeit habe die Geburt des gemeinschaft­
lichen Kindes kurz bevorgestanden. Keiner der Verlobten habe 
über nennenswertes Vermögen oder überdurchschnittliche Ein­
künfte verfügt; sie hätten negative wirtschaftliche Auswir­
kungen eines Scheiterns der beabsichtigten Ehe letztlich
zu Lasten entweder des Trägers der Sozialhilfe oder des er­
warteten Kindes regeln wollen. Die Möglichkeit einer künfti­
gen Scheidung habe nicht ganz ferngelegen, weil die im Alter
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von 18 Jahren geschlossene erste Ehe der künftigen Ehefrau 
bereits nach fünf Jahren gescheitert sei, nachdem diese den 
Beklagten kennengelernt habe und von ihm schwanger geworden 
sei. Eine Erwerbstätigkeit sei für sie lediglich in einge­
schränktem Umfang in Betracht gekommen, nämlich mangels 
jeder beruflichen Qualifikation oder verwertbarer Berufser­
fahrungen nur in Form von einfachen Frauenarbeiten. Den Ver­
tragschließenden müsse daher klar gewesen oder könne allen­
falls infolge grober Fahrlässigkeit; verborgen geblieben 
sein, daß die Ehefrau im Falle der Scheidung aufgrund des 
Unterhaltsverzichts darauf angewiesen sein werde, entweder 
Sozialhilfe in Anspruch zu nehmen oder unter dem Kindeswohl 
zuwiderlaufender Einschränkung der Kindesbetreuung einer 
Erwerbstätigkeit nachzugehen. Das eine sei ebensowenig wie 
das andere mit den guten Sitten vereinbar, da entweder der 
Unterhalt der Ehefrau auf die Allgemeinheit abgewälzt oder 
das Wohl des gemeinschaftlichen Kindes unangemessen beein­
trächtigt wurde. Dies alles gelte in noch verstärktem Maße 
für die privatschriftliche Vereinbarung vom 18. Dezember 
1987; zu diesem Zeitpunkt habe festgestanden, daß die Ehe­
frau ihren Lebensunterhalt nicht ohne Inanspruchnahme von 
Sozialhilfe oder ohne eigene Erwerbstätigkeit zum Nachteil 
des gemeinsamen Kindes werde bestreiten können.

3. Die Revision hält dem entgegen: Mit dem gegenseiti­
gen Unterhaltsverzicht im Ehevertrag vom 22. November 1985 
hätten der Beklagte und seine spätere Ehefrau lediglich von 
einer in der Rechtsordnung vorgesehenen Möglichkeit Gebrauch 
gemacht (§ 1585c BGB). Die Vertragschließenden hätten
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seinerzeit ernsthaft die eheliche Lebensgemeinschaft begrün­
den wollen und auch begründet. Eine nur kurzfristige Ehe sei 
nicht beabsichtigt gewesen. Wenn ein Geschiedener wieder 
heirate, sei nicht in Rechnung zu stellen, daß auch die neue 
Ehe nicht dauerhaft sein werde. Die gegenteiligen Ausführun­
gen des, Oberlandesgerichts seien unbegründete Mutmaßungen. 
Der Beklagte und seine spätere Ehefrau hätten seinerzeit 
weder angenommen noch in Rechnung stellen müssen, daß die 
Ehefrau im Falle einer Scheidung wegen der Betreuung des 
Kindes an einer Erwerbstätigkeit gehindert sein werde. Daß 
sie über keine berufliche Qualifikation verfügt habe, sei 
unerheblich; vor ihrer ersten Ehe habe sie als ungelernte 
Verkäuferin gearbeitet, später halbtags in einem Gebäude- 
reinigungsbetrieb. Ein Unterhaltsverzicht könne nicht nur 
mit einer beruflich qualifizierten Frau vereinbart werden. 
Auf den am 18. Dezember 1987 wiederholten Unterhaltsverzieht 
komme es nicht an, da jedenfalls derjenige vom 22. November 
1985 wirksam sei und einem Anspruch der Klägerin entgegen­
stehe .

4. Dieses Vorbringen vermag den Bestand des angefochte­
nen Urteils im Ergebnis nicht zu gefährden.

a) Nach der Rechtsprechung des Senats besteht für Ver­
einbarungen, durch die während der Ehe oder sogar schon vor­
her vorsorglich für den Fall der Scheidung der nacheheliche 
Unterhalt oder sonstige vermögensrechtliche Angelegenheiten 
geregelt werden, grundsätzlich volle Vertragsfreiheit, die 
auch einen Verzicht auf den Unterhaltsanspruch gemäß § 1570 
BGB einschließt, § 1585c BGB (vgl. z.B. Senatsurteile vom
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24. April 1985 - IVb ZR 22/84 - FamRZ 1985, 788, 789 und zu­
letzt vom 19. Dezember 1989 - IVb ZR 91/88 - BGHR BGB 
§ 1585c, Scheidungsvereinbarung, vorsorgliche 1 = FamRZ 
.1990, 372, 373). Daran wird auch gegenüber der neuerlichen 
Kritik von Bosch (in Festschrift für Habscheid 1989 S. 23,
34 ff) festgehalten. Schranken ergeben sich allein aus den 
SS 134, 138 BGB. Ob eine Vereinbarung im Einzelfall gegen 
die guten Sitten verstößt, d.h. dem Anstandsgefühl aller 
billig und gerecht Denkenden zuwiderläuft (BGHZ 69, 295, 
297), hängt von ihrem aus Inhalt, Beweggrund und Zweck zu 
entnehmenden Gesamtcharakter ab, wobei sich aus dem zeit­
lichen Abstand zu einer nicht beabsichtigten, sondern nur 
für denkbar gehaltenen Scheidung zusätzliche Gesichtspunkte 
ergeben können. Es reicht für sich nicht aus, daß sie in dem 
Bestreben abgeschlossen worden ist, sich von sämtlichen 
nachteiligen Folgen einer Scheidung freizuzeichnen.

b) Der Revision ist zuzugeben, daß das Oberlandesge­
richt die Sittenwidrigkeit des Ehevertrages vom 22. November 
1985 wesentlich aus Umständen gefolgert hat, die durch das 
Scheitern der Ehe schon im Jahre 1988 bedingt sind. Maßge­
bender Zeitpunkt für die Beurteilung ist aber grundsätzlich 
derjenige des Vertragsabschlusses (vgl. Soergel/Häberle BGB 
12. Aufl. § 1585c Rdn. 14). Wenn die Ehe solange gedauert 
hätte, daß die Ehefrau nach deren Scheitern durch die Kin­
desbetreuung nicht mehr an einer Erwerbstätigkeit gehindert 
wäre, hätte die Sittenwidrigkeit des Vertrages jedenfalls 
nicht aus ihrer Zwangslage gefolgert werden können, entweder 
Sozialhilfe in Anspruch nehmen oder die Kindesbetreuung ver­
nachlässigen zu müssen. Wenn sie sich lediglich durch "ein­
fache Frauenarbeit" selbst hätte unterhalten können, wäre



der Unterhaltsverzicht nicht schon aus diesem Grunde an­
stößig; es wäre lediglich verschärft auf die gesetzliche 
Regel des § 1569 BGB abgehoben. Das Oberlandesgericht hat 
auch nicht festgestellt, daß die Verlobten bei Vertrags­
schluß tatsächlich nur mit einer kurzfristigen Ehe gerechnet 
haben; daß diese Möglichkeit "nicht ganz ferngelegen" hat, 
reicht nicht aus. Es hat ferner nicht festgestellt, daß Aus­
wirkungen des UnterhaltsVerzichts, wie sie im strittigen 
Zeitraum tatsächlich eingetreten sind, seinerzeit bedacht 
und zumindest mit in. Kauf genommen worden sind. Insgesamt 
hat es danach die Voraussetzungen des § 138 Abs. 1 BGB zu 
Unrecht bejaht.

c) Seine Entscheidung stellt sich jedoch aus anderen 
Gründen als richtig dar (§ 563 ZPO). Nach der Rechtsprechung 
des Senats kann sich ein Unterhaltspflichtiger auch auf 
einen wirksamen Unterhaltsverzicht nicht berufen, wenn dies 
aufgrund einer späteren Entwicklung mit Treu und Glauben 
(§ 242 BGB) unvereinbar ist. Das ist insbesondere für Fälle 
entschieden worden, in denen überwiegende schutzwürdige 
Interessen gemeinschaftlicher Kinder der Geltendmachung des 
Verzichts entgegenstanden (vgl. Urteile vom 24. April 1985 
aaO und vom 15. Oktober 1986 - IVb ZR 79/85 - FamRZ 1987,
46, 47). Hiernach kann sich auch ergeben, daß die Berufung 
auf einen Unterhaltsverzicht zeitlich begrenzt ausgeschlos­
sen ist, etwa für die Zeit, in der wegen der Betreuung eines 
gemeinschaftlichen Kindes eine Erwerbstätigkeit nicht mög­
lich ist und der Verzichtende mangels anderer Mittel auf 
Sozialhilfe angewiesen wäre (vgl. OLG Hamm FamRZ 1989, 398). 
Ein solcher Fall liegt hier nach den getroffenen Feststel­
lungen vor, ohne daß es zu dieser Beurteilung einer Zurück- 
Verweisung an die Vorinstanz bedarf.
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Die Geltendmachung des Verzichts läuft darauf hinaus, 
daß sich der Beklagte auf Kosten der Allgemeinheit finan­
zielle Vorteile verschafft, obwohl diese durch Gewährung von 
Sozialhilfeleistungen nur deswegen einspringt, weil der Ehe­
frau im Interesse des gemeinsamen Kleinkindes keine Erwerbs­
tätigkeit angesonnen wird. Dies muß bei dessen an sich ge­
gebener Leistungsfähigkeit als anstößig angesehen werden 
(vgl. dazu auch Senatsurteil BGHZ 86, 82, 88 f). Der fragli­
che Unterhaltsverzicht steht somit einem Anspruch der Ehe­
frau aus § 1570 BGB für den strittigen Zeitraum nicht entge- 
gen.

d) Der später nach der Trennung der Eheleute am 18. De­
zember 1987 wiederholte Unterhaltsverzicht ist nach den
Feststellungen des Oberlandesgerichts im Bewußtsein und in 
Kenntnis der nach dem frühen Scheitern der Ehe eingetretenen 
Verhältnisse vereinbart worden - am gleichen Tage setzten 
die Sozialhilfeleistungen für die Ehefrau ein. Insoweit ver­
bleibt es bei dem Unwerturteil des § 138 Abs. 1 BGB, wie es



das Oberlandesgericht zutreffend angenommen hat und die 
Revision offenbar selbst nicht bezweifelt. Insgesamt hält 
danach das angefochtene Urteil im Ergebnis den Angriffen der 
Revision stand.

Lohmann Portmann Blumenrohr

Zysk Nonnenkamp
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